
Berlcht des Bundesmlnisters für Arbelt und 

Sozlales an den Nationalrat zur Lage der 

behlnderten Menschen 

In letzter Zeit sind die Probleme und Anllegen der behinderten 

Menschen ln österreich in verstarktem Maß zu einem Gegenstand 

des Interesses in der öffentl ichkei t geworden. Diese erhbhte 

Aufmerksamkeit fur die soziale Situatl0n behinderter Menschen 

findet insbesondere durch die Petition, die der österreichische 

Zivilinvalldenverband an das Hohe Haus gerichtet hat, dle 

Eisenstädter Erklärung der Zentralorganisatl0n der Kriegsopfer­

und Invalldenverbande, eine Reihe von parlamentarischen Anfra­

gen, verschledene Anllegen der Behindertenpoil tik betreffend, 

SOWle Veranstaltungen wie etwa den Welttag der Invallden lhren 

Ausdruck. Dlese Erelgnlsse veranlassen mich, einen Berlcht zur 

Lage unserer behlnderten Mltburger und den dlesbezugllchen 

Vorhaben der Bundesreglerung zu erstatten. 

Wenn lch mlt einer kurzen Ruckschau einleite, so kann lch ohne 

übertreibung feststellen, daß wir von unseren Vorgangern starke 

Fundamente ubernommen haben - sowohl was den Rang dleser Re­

publlk als Sozlalstaat und die sozlalen Errungenschaften der 

letzten Jahrzehnte im allgemelnen betrlfft als auch hinSlcht­

lich der Bemuhungen dieses staates und seiner verschledenen 

Gruppen fur dle behlnderten Mitmenschen 1m speziellen. So 

beschrankt und mit Not belastet die allgemeinen wlrtschaft­

llchen Gegebenheiten in den Nachkriegs- und Aufbaujahren dieses 

Staates auch gewesen waren, hat man doch nicht in dem Bestreben 

nachgelassen, die Heimkehrer, Kriegsbeschädlgten und Opfer des 

Kampfes fur ein freies österreich in den Aufbauprozeß einzube­

ziehen und ihnen ihren Anteil an der von dlesem Lande hervorge­

brachten Wert schöpfung zu sichern. Diese Erinnerung, welch 

schwierige Probleme in der sozialen Entwicklung der jüngeren 

Vergangenheit zu losen waren und mit welcher Einstellung ihnen 

begegnet wurde, kann uns allen auch heute helfen, eln richtiges 
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Maß fur d1e Beurteilung der Gegenwartsfragen und der kunftigen 

Perspektiven zu gewinnen. Auf dlesen sozialpolit1schen Funda­

menten aufbauend 1st es aber auch in den letzten Jahren gelun­

gen, eine Reihe von Verbesserungen für die behinderten Menschen 

durchzusetzen und keinen st1llstand 1n der Behindertenpol1tik 

eintreten zu lassen, der ja in einer sich dynamisch weiterent­

wickelnden Gesellschaft bereits ein Zurückbleiben bedeuten 

würde. Ich möchte hier an den mit 1981, dem Internationalen 

Jahr der Beh1nderten, verbundenen Impuls er1nnern, der in der 

Proklamation der Bundesregierung zur Behindertenpolitik seinen 

Ausdruck gefunden und auch zur Errichtung des Nationalfonds zur 

besonderen H1lfe fur Behinderte geführt hat. Desgleichen haben 

damals auch d1e Sozial referenten der Bundesländer e1ne pro­

grammatische Erklärung über die Beh1ndertenhilfe abgegeben, und 

ist es in der Folge zur Herausgabe von "Richtl1n1en zur Dekade 

der beh1nderten Menschen 1983 - 1992", beschlossen vom öster­

reichischen Nationalkom1tee, gekommen, beldes Dokumente, d1e 

mit ihren Aussagen fur den weiteren Fortschritt in der Arbeit 

fur behinderte Menschen von großer Bedeutung waren und sind. 

Weiter zurückgre1fend führe ich das vom damal1gen Bundesmi­

n1ster Dr. We1ßenberg im Oktober 1977 der öffentlichkelt vorge­

stellte "Konzept zur Eingl1ederung Beh1nderter" an, das wesent­

llche Anstoße für die rasche Entwickl ung von Maßnahmen der 

beruf 1 ichen Rehabil i tat10n gebracht hat. Insbesondere ist es 

mit den damals aufgestellten überlegungen gelungen, die Errich­

tung und den Ausbau von geschützten Werkstätten ganz erheblich 

voranzutreiben. Hatte es 1n diesem Konzept, das nun z ieml ich 

genau zehn Jahre zuruckliegt, dazu noch geheißen: "In den drei 

geschützten Werkstätten in österreich stehen insgesamt nicht 

einmal 150 Plätze für Gesamtösterreich zur Verfügung, davon 

allein ca. 100 in Linz" und war auf einen weiteren Bedarf von 

zumindest 1.000 zusätzlichen Plätzen hingew1esen worden, so 

bef1nden sich heute 12 solcher Werkstätten in Betrieb, e1ne 

weitere steht vor der Fertigstellung, und sind dam1t über 900 

neue Arbe1tsplatze, davon zirka 750 fur Beh1nderte, geschaffen 
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worden. Es kann wahrscheinllch schon ln eln, zwei Jahren zur 

Abdeckung der oben angeführten Bedarfszahl kommen, womit dleser 

wichtige Punkt des Konzeptes also durch die zwischenzeltig 

erreichten Fortschrltte eingelost se ln wlrd. 

Auch die sehr wesentl ichen Leistungen der Länder müssen hier 

gewürdigt werden. Sie haben bei den bisher errichteten ge­

schützten Werkstätten den Finanzlerungsbedarf mitgetragen und 

generell in 

Abs. 1 B-VG 

lhrem weiten Kompetenzrahmen gemaß Artikel 15 

einschlägige Bestimmungen ln den Sozialhilfe-, 

Behlnderten-, Blindenbeihilfen-, Rehabilltationsgesetzen u.ä. 

geschaffen und welterentwlckelt. 

Ich erlnnere ferner an verschiedene Gesetzesnovellen des Bun­

des, mlt denen zum Teil generelle, zum Teil gruppenspeziflsch 

wlchtige Fortschritte für dle Rehabilitation und Behlnderten­

hl1fe geschaffen wurden: Die 32. Novelle zum ASVG (1977), mlt 

der das Rehabl1ltatl0nsinstrumentarium umfassend ln dle Sozial­

verslcherung als pf 11chtlelstung eingefuhrt worden 1st, sowie 

nachfolgende Novellen mlt Verbesserungen und dle Novellen zum 

Arbeltsmarktförderungsgesetz, zum Krlegsopfer-, Heeresversor­

gungs- und Verbrechensopfergesetz sowie zum Invalidenelnstel­

lungsgesetz, dessen Forderungsmögllchkelten für Dlenstnehmer 

und Dienstgeber mehrfach ausgeweitet worden slnd. Dle Forderun­

gen erfolgen aus Mitteln des Ausglelchstaxfonds und werden 

durch Zahlung von Ausglelchstaxen durch jene Dienstgeber aufge­

bracht, dle ihrer gesetz 1 ichen Verpf 1 ichtung zur Einste 11 ung 

von begünstigten Invaliden nicht oder nicht in vollem Umfang 

nachkommen. 

Jene Dienstgeber aber, dle über ihre gesetzliche Verpflichtung 

hinaus Schwerbehlnderte beschäftigen, die Ausbildung schwerbe­

hinderter Jugendlicher übernehmen oder Arbeitsauftrage an 
e-

Einr ichtungen ertei len, ln denen uberwiegend Schwerbehinderte 

tätlg sind, erhalten Prämien aus dem genannten Fonds und sind 

ln erhöhtem Ausmaß gefordert worden. Für dle behindertenge­

rechte Ausstattung von Arbeitsplatzen und verschledene Mobill-
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tatsh1lfen konnten d1e Aufwendungen 1n den letzten Jahren 

wesentl1ch erhöht werden. 

Wenn auch wegen des vorrangigen Zleles der Budgetkonsolidierung 

davon ausgegangen werden muß, daß die f1nanzielle Beanspruch­

barkeit des Bundes in den nächsten Jahren kaum ausgeweitet 

werden kann, so kommt der vorgenommenen Erhöhung der Aus­

gleichstaxe auf 1500 S monatlich mit der vorgesehenen Valor1-

sierung eine umso größere Bedeutung für d1e Zwecke der Behin­

dertenförderung zu. Ich werde bestrebt sein, die so gewonnenen 

Mehre1nnahmen des Ausgleichstaxfonds vornehmlich für das Ziel, 

die Arbeitslos1gkeit von behinderten Menschen so ger1ng als nur 

mög 11ch zu haI ten, einzusetzen. Im Fruhjahr d. J. waren rund 

22.000 behinderte Menschen auf der Suche nach e1ner Beschäft1-

gungsmög 11chkei t. Bei der Lösung dieses Problemes kommen der 

Erschließung neuer und der Erhaltung bestehender Arbeitsplätze 

auf dem offenen Arbeitsmarkt der höchste Stellenwert zu. Nur 

für jene beh1nderte Menschen, die nicht, noch nicht oder nicht 

mehr fur e1ne solche Arbe1tsmöglichke1t in Frage kommen, etwa 

weil zunachst e1ne Arbeitsgewöhnung bei Jugendlichen erreicht 

werden muß oder wegen e1ner Verschlechterung des Gesundhe1tszu­

standes und der Leistungsfähigkeit, müssen Arbe1tsplätze 1m 

geschutzten Sektor zur Verfügung stehen. Diese Arbeitsstellen 

haben eine zwar fur bestimmte Beh1ndertengruppen unersetzbare 

Funktion, treten aber nur als eine subs1diare Einrichtung auf 

und sind als vorübergehende Lösung des Beschaftigungsproblems, 

nicht als Dauerarbeitsplätze konzipiert. 

Die Bemühungen um die berufliche Rehabilitation behinderter 

Menschen werden m1t dem Einsatz beträchtl1cher finanzieller 

Mi ttel getragen, wie aus den folgenden Zahlenangaben hervor­

geht: 

Für die Ausbi ldung und beruf I iche Förderung von Behinderten 

wurden aus Mitteln der Arbeitsmarktförderung 
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209,8 Mill.S, 

281,2 M111.S und 

346,5 Mill.s ausgegeben. 

Im Jahre 1987 werden die Ausgaben dafür voraussichtlich etwa 

400 Mill.S betragen. 

Im Jahre 1984 wurden 119.808, im Jahre 1985 110.195 und 1986 

103.694 F6rderungsfalle gezählt. 

Mehr als die Half te der angeführten Betrage wurde zur Mobili­

tätsförderung verwendet (1984 138,1 Mill.S, 1985 158,7 Mill.S, 

1986 195,2 Mill.S). 

Sehr stark gestiegen sind die Ausgaben der Arbeitsmarktförde­

rung für Arbe1tsbeschaffung, und zwar von 

51,6 Mill.S im Jahre 1984 auf 

106,6 Mill.S 1m Jahre 1985 und auf 

134,9 M1ll.s im Jahre 1986. 

Im Jahr 1987 werden diese Ausgaben etwa die gleiche Hohe wie 

1986 erre1chen. 

Hinzu kommen noch Förderungen aus dem Ausgleichstaxfonds: 

H1eraus wurden fur Einzelförderungen 

1984 59,3 MIll.s 

1985 69,7 Mill.S 

1986 

geleistet. 

71,2 Mill.s 

Von den genannten Betragen entfielen 

1984 20,7 Mill.s 

1985 

1986 

28,2 Mill.S 

34,4 Mill.S 

auf Zahlungen an Dienstgeber. 

An diese ergingen aus dem Ausgleichstaxfonds weitere Mittel 

a) als Prämien für die Beschäft1gung begünstigter Invaliden 

1984 18,3 Mill.S, 

1985 18,9 Mill.S, 

1986 21,4 Mill.S, 
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b) als Prämien fur d1e Erte1lung von Werkauftragen an Einr1ch-

tungen, in denen überwiegend Schwerbeh1nderte tät1g sind 

1984 14,2 M1ll.S, 

1985 22,6 Mill.S, 

1986 35,7 Mill.s. 

Als Subvent10nen aus dem Ausgleichstaxfonds fur d1e Errichtung 

und den Betr1eb von geschützten Werkstätten wurden 

1984 70,7 Mill.S, 

1985 

1986 

geleistet. 

68,2 Mill.S, 

122 Mill.S 

Die gesamten Ausgaben des Ausgle1chstaxfonds betrugen im Jahr 

1984 212 Mill.S, 

1985 235 Mill.S, 

1986 312 Mill.S. 

Im Jahr 1987 werden es vorauss1chtl1ch etwa 330 Mill.S se1n. 

Die Länder haben 

Behindertengesetze 

Eingliederung und 

geben. 

für Zwecke der Rehabil1 tat10n aufgrund der 

im Jahre 1985 zusätzlich für berufliche 

Beschäft1gung annahernd 900 M111.S ausge-

Eine sehr wlrksame zusätzliche Hilfe bildet fur die Rehabilita­

tion behinderter Mitbürger der bereits erwähnte im Internatlo­

nalen Jahr der Behlnderten eingerichtete Nationalfonds. Soferne 

dle bereits angeführten Ressourcen nicht ausreichen, kann aus 

Mitteln dieses Fonds subsidiär Hilfe geleistet werden. Vor 

allem ist es gelungen, minderbemittelten Behinderten durch 

Gewährung von Zuschüssen oder Darlehen dle Anschaffung von 

orthopädlschen Behelfen und sonstigen Hilfsmitteln ausreichend 

zu finanzieren. Große wirtschaftliche Bedeutung kommt auch dem 

Ersatz der erhohten Umsatzsteuer bei Ankauf eines PKW und dle 

übernahme der Kosten bel beh1nderungsbedingter Adaptierung von 

Fahrzeugen zu. Aus diesem Fonds wurden im Jahre 1984 rund 
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26,6 Mill.S" 1m Jahre 1985 27,5 Mlll.S und im Jahre 1986 

27,2 Mill.S aufgewendet. 

Eine w1chtlge Aufgabe 1St es fur m1ch, diesen Fonds 1n der 

Zukunft f1nanziell abzusichern. 

D1ese Zahlen lassen erkennen, daß die Aufwendungen für die 

berufliche Rehabilltation im Berelche der Bundesverwaltung und 

der Länder einen hohen und 1m Regelfall steigenden stand er­

reicht haben. Im Berelch der gesetzlichen Sozlalversicherung 

werden noch wesentlich hohe re Ausgaben getatigt. 

So betrugen d1e Ausgaben für Rehabilitation und Gesundheitsvor­

sorge der Pensionsversicherung und Unfallvers1cherung zusammen­

gerechnet 

1985 4.088,8 Mill.S, 

1986 4.280,7 Mill.S, 

wobei dle Aufwendungen aus der Unfallversicherung jeweils etwas 

über jenen aus der Pens10nsv~rsicherung gelegen haben. 

Diese kurzen Angaben stellen noch keine vollständige Erfassung 

der Geldmittel dar, die von den verschledenen Seiten (den 

Gebietskorperschaften, Fonds, Selbstverwaltungskorpern usf.) 

auf den verschiedenen Geb1eten der Rehabilltation aufgewendet 

werden und zeigen doch den hohen flnanziellen Einsatz, der zur 

Verbesserung der Lage beh1nderter Menschen heute in österreich 

genutzt wlrd. 

Das Ziel d1eser vielgestaltigen Bemühungen besteht darin, den 

in einer Hinsicht - körperlich, geistig oder seel isch - oder 

mehrfach behinderten Menschen bis zum höchsten, individuell 

erreichbaren Grad geistiger, sozialer und beruflicher Lei­

stungsfahigkeit herzustellen oder wiederherzustellen • Es soll 

eine umfassende und dauerhafte Eingl iederung in die Gesell­

schaft erreicht und damlt d1e bestmögliche Teilnahme am gesell­

schaftllchen Leben SOWle an der wirtschaftlichen und sozlalen 

Entwicklung gesichert werden. 
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Ich möchte im folgenden einige grundsatzliche Vorstellungen 

anfuhren, d1e mir als Leitlinie meines polltischen Handeins für 

d1e behinderten Menschen dienen: 

Alle Maßnahmen der Rehabilitation sind darauf auszurichten, dem 

behinderten Menschen größtmögliche Selbständigkelt zu verschaf­

fen, wobei der Hilfe zur Selbsthilfe der Vorrang einzuräumen 

ist. Primäre Aufgabe ist es somit, behinderte Menschen soweit 

als möglich von fremder Hilfe unabhängig zu machen. 

Der Behinderte soll speziell für diesen Person~nkreis geschaf­

fene Sondereinr1chtungen nur dann in Anspruch nehmen, wenn dies 

wegen der Art und Schwere seiner Beh1nderung unbed1ngt erfor­

derl1ch 1st. In erster L1nie soll er die allgemeinen Einrich­

tungen und Dienste benützen. 

Durch Vorsorgemaßnahmen, besonders im 

merschutzes und der Unfallverhutung, 

Behinderung vorgebeugt bzw. einer im 

Bereiche des Arbeitneh­

soll einer drohenden 

Entstehen begriffenen 

Beh1nderung ausgle1chend entgegengewirkt werden. Die Förderung 

von Präventionsmaßnahmen bedeutet die humanste <und auch ökono­

misch slnnvollste) H11festellung für all jene Menschen, denen, 

1n welchem Bereich auch immer, e1ne Behinderung droht. Zur 

Senkung der Unfallshäuf1gke1t 1n der berufl1chen Tätigkeit 

sowie der Berufskrankheiten dürfen die Kontrollrechte der 

Arbeitsinspektion keinesfalls geschmälert und die Arbe1tnehmer­

schutzvorschr1ften nicht anderen Gesichtspunkten des wirt­

schaftlichen Prozesses untergeordnet werden. 

Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge und der medizinischen Rehabi­

litation sollen allen in österreich lebenden Menschen möglichst 

unabhängig von Alter und Stellung in der Gesellschaft und 

Ursache der Behinderung zugänglich sein. Die möglichst frühzei­

tige Erkennung von Entwicklungsstörungen und Beh1nderungen 

bildet die wichtigste Voraussetzung für den Erfolg von thera­

peutischen und erzieherischen Maßnahmen. 
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In österrelch glbt es bereits elne große Zahl von Elnrichtungen 

der Früherkennung, Früherfassung und Frühbehandlung. Auch hat 

die Einführung und Weiterentwicklung des Mutter-Kind-Passes 

elne erhebliche Verbesserung nicht nur hlnsichtllch der Saug-

11ngssterblichkeit, sondern auch fur die Frühdlagnose und­

behandlung von Behinderungen gebracht. Gleichwohl gibt es 

Lücken im System, Lucken bezüglich einer flachendeckenden 

Versorgung. Im Burgenland wurde 1976 ein mobiler Beratungs­

dienst für entwicklungsgestorte Kinder als Modelleinrichtung 

geschaffen. über 4.200 Kinder und Jugendliche sind dort bisher 

betreut worden. Diese erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen dem 

Landeslnvalldenamt und dem Amt der Landesregierung hatte auch 

zur Folge, daß Therapeuten in ausreichender Zahl im Burgenland 

angesledelt werden konnten. Ich werde mich in Verhandlungen mlt 

den Landesregierungen bemühen, daß auch in anderen Bundeslan­

dern mobile Beratungsdlenste für entwicklungsgestbrte Kinder 

eingerlchtet werden, soweit hiefur nicht auf andere Welse 

Vorsorge getroffen ist. 

Fachleute schätzen heute, daß die Medizln am Ende dleses Jahr­

hunderts zu je elnem Drittel aus Präventlon, aus Akutmedizin 

und aus Rehabilltationsmaßnahmen bestehen wird. Um diese Ent­

wicklung auch organisatorisch und flnanziell zu verkraften, 

müssen auch neue Mög I ichkei ten geschaffen werden, d. h. insbe­

sondere die ambulante Rehabilitatl0n forciert, lokale statio­

näre Behandlungseinrichtungen geschaffen und die an sich her­

vorragenden Rehabilltationszentren den geänderten Bedürfnissen 

angepaßt werden. Die ambulante Rehabilitation ist dort, wo sie 

medizinisch in Frage kommt, zumeist wesentlich kostengünstiger 

und entsprlcht auch aus familiaren oder beruflichen Gründen den 

Wünschen vieler Patienten mehr als der Aufenthalt in einem 

Rehabilitationszentrum. Die schrlttweise öffnung und optimale 

Auslastung der vorhandenen Elnrlchtungen sowie eine verbesserte 

Koordination aller Gesundhelts- und Rehabllitationseinrich­

tungen stellen sich als notwendige Anpassungsschritte der 

Zukunft dar. Es konnte bereits erreicht werden, daß fur die 
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E1nweisung der Versicherten nicht die Versicherungszugehörig­

ke1t ausschlaggebend 1st, sondern die jewei11ge Gewährleistung 

einer opt1malen Behandlung. Zu d1esem Zweck können Vers1cherte 

in Rehab11itationszentren eines Versicherungstragers auch dann 

eingewiesen werden, wenn sie einem anderen Versicherungsträger 

angehören. Als we1terer Schritt wäre die stufenweise öffnung 

der Rehabilitat10nszentren für alle Behinderten zu überlegen, 

und zwar unabhängig davon, ob im Einzelfall für die Rehabilita­

tion ein Träger der Sozialversicherung zuständig ist oder 

nicht. Voraussetzungen fur eine solche öffnung waren natürlich 

einerse1ts das Vorhandensein genügend freier Kapazitäten, 

andererseits Regelungen uber die Kostenfrage. 

Ich trete 1n e1ner langerfristigen Perspekt1ve fur d1e Durch­

setzung des F1na11tätspr1nzips in der Rehab11itation ein, 

wonach die Tatsache und die Art e1ner Beh1nderung und n1cht die 

Ursache 1hrer Entstehung Anknüpfungspunkt für die Hilfelei­

stungen se1n sollen. Unbeschadet dessen, daß in einer Reihe von 

Bundesgesetzen das Kausa11tatsprinzip verankert ist (so z.B. in 

der Unfallvers1cherung), soll durch e1ne adaquate Ausgestaltung 

der gesamten staat11chen Rechtsordnung s1chergestell t werden, 

daß jeder behinderte Mensch die erforder 1 ichen Maßnahmen der 

Rehabi11 tat ion unabhängig von der Ursache seiner Behinderung 

erhält. Der in der gesetz11chen Soz1alversicherung geltende 

Grundsatz, die Rehabi11tation als Pflichtle1stung zu erbringen, 

soll schrittweise in andere Rehabi11tationsgesetze Eingang 

finden. Vor Bewil11gung von Dauerpensionen oder Dauerrenten 

sollen - ohne das Prinzip der Freiwilligkeit der Rehabilitation 

zu bee1ntrachtigen - alle im E1nzelfall in Betracht kommenden 

Rehabi11tationsmaßnahmen ausgeschöpft werden. 

Ein besonderes Problemfeld 

der übergang von der Schule 

nach Berufsfeldern , d1e für 

geeignet erscheinen, soll 

für behinderte Jugendl iche stell t 

1n das Berufsleben dar. Die Suche 

behinderte Jugendl iche besonders 

verstarkt werden. Fur behinderte 
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Jugendliche, d1e ihre Ausbildung nicht im Rahmen e1ner betr1eb­

lichen Lehre oder in einer Lehrwerkstätte absolvieren können, 

sind vermehrte Ausbildungsmöglichkeiten zu schaffen, die d1e 

Arbeitsmarktentw1cklung berücksichtigen. 

Die staatlichen Rehabil1tationsträger sind bemüht, die betrieb-

11che Ausbildung mit allen ihnen zur Verfugung stehenden Mit­

teln zu fördern. Erforderlichenfalls sind eigene Lehrgänge fur 

Behinderte in Lehrwerkstätten und Berufsschulen einzurichten. 

Sowohl aus Mitteln der Arbeitsmarktfarderung als auch aus jenen 

des Ausgleichstaxfonds werden die Ausbildungsplätze beh1nder­

tengerecht ausgestattet und die Mobil1tät gefördert, wie schon 

angeführt worden ist. Während eine moderne Spezialeinr1chtung 

für die Ausb1ldung erwachsener Beh1nderter 1m Beruflichen 

B1ldungs- und Rehabilitat10nszentrum in Linz mit 380 Ausbil­

dungsplatzen besteht, fehlt ein solches Ausbildungszentrum fur 

jugendliche Behinderte, die in allgemeinen E1nrichtungen wegen 

der Art ihrer Beh1nderung nicht ausgeb1ldet werden kannen. Ich 

werde meine Bemühungen um die Errichtung einer solchen Ausb11-

dungsstätte fortsetzen. 

Weiters wäre es auch wünschenswert, daß im öffentl1chen Dienst 

mehr Ausb1ldungsplätze geschaffen werden könnten und d1e 

öffentliche Hand als Dienstgeber in erhöhtem Ausmaß behinderten 

Mitarbeitern Einstellungsmöglichkeiten bieten würde. Behinder­

ten sollen dabei auch die gleichen Aufstiegschancen wie Nicht­

behinderten zukommen. 

Und schließlich bildet auch die umfassende Information der 

behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen tiber d1e 

Zlele und die Maßnahmen der Rehabilitation eine sich permanent 

ergebende Aufgabe. E1nen wesentlichen Beitrag bedeutet hier die 

Vereinfachung der Gesetzeslage, um mehr Transparenz zu schaf-
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fen, wobel natürllch dle bestehende Kompetenzverteilung 

zwischen Bund und Landern die Grundlage seln muß. Glelchzeitlg 

muß auch alles unternommen werden, um ln der Gesellschaft 

Vorurtei 1 e gegen beh1nderte Menschen abzubauen und das Ver­

ständnis für die entstehenden Probleme zu vertiefen. Ich sehe 

in einer Integration der behinderten Menschen weit mehr al s 

eine bloß technisch-admin1strative Vorgangswelse, weit mehr als 

die Gewahrung von auch noch so hochentwickelten Rehabi 1 i ta­

tionsmaßnahmen in modernen Spezialeinrlchtungen, und auch mehr 

als die bloße Summe von finanziellen Unterstützungen. Integra-

tion der behlnderten Menschen erfordert die vorbehaltslose, 

als Selbstverstandllchkeit empfundene une1ngeschrankte 

Aufnahme in die 

und 

Gemeinschaft der Bürger sowohl im täg 1 ichen 

Leben als auch hins1chtl1ch anderer Lebenss1tuatl0nen - elne 

AufgabensteIlung, die jeden Tag neu zu erfüllen se ln wird. 

Im folgenden möchte ich dle wichtigsten Inltiatlven und le­

gistlschen Vorhaben der nächsten Zelt in ausgewahlten Punkten 

vorstellen. 

Ich beglnne mit 

se1nen Abschluß 

einem Gesetzesentwurf, der 

1m Begutachtungsverfahren 

in diesen Tagen 

finden wird. Es 

handelt sich um das Bundesbehindertengesetz, mit dem e1ne selt 

langem von verschiedenen Seiten beklagte Situation erheblich 

verbessert werden soll, ich meine die Zersplitterung und Un­

übersichtlichkeit bei den Rechtsquellen und den auf dem Felde 

der Rehabilitation und Behindertenh11fe tät1gen Einrichtungen. 

Es ist nun so, daß die grundsätzliche Kompetenzverteilung 

zwischen Bund und Ländern, wie sie vom B-VG festgelegt worden 

ist, auch weiterhin bestehen bleibt, der Bund aber für den ihm 

zugewiesenen Bereich seine Einrichtungen und H11feleistungen 

besser koordinieren und damit überschaubarer und effizienter 

gestalten wird. Zu dlesem Zweck sollen jene behlndertenrecht­

lichen Bestlmmungen, d1e nicht mit e1nem bestlmmten Zwelg der 
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Bundesverwal tung ln unlosbarem Zusammenhang stehen, ln elnem 

elnhel tl ichen Bundesgesetz zusammengefaßt werden, was aller­

dings nlcht auf elnmal, sondern in mehreren Schritten zu er­

reichen sein wird. Das geplante Gesetz wlrd den Rehabillta­

tionsträgern des Bundes eine elnwandfreie rechtliche Grundlage 

für ihre Zusammenarbelt bieten und über die bereits bestehende 

Praxis hinaus weitere, der Vereinfachung, der Zeit- und Kosten­

einsparung dienende Vereinbarungen nach sich ziehen. Dle Reha­

billtationsträger der Lander sollen durch Verträge gemaß 

Artikel 15a B-VG in diese Regelungen einbezogen werden. Ich 

habe die feste Zuversicht, daß uns damit sehr wesentliche 

Verbesserungen fur die Lage der behinderten Menschen gellngen 

werden namllch dadurch, daß dle berelts vorhandenen Lel­

stungsmoglichkeiten, auch ohne als solche unbedingt eine Aus­

weltung zu erfahren, durch bessere und schnellere Koordination 

insgesamt zu einer Qualltätssteigerung in der Behindertenhllfe 

fuhren werden. Das Gesetz enthält deswelteren auch elne Relhe 

von einzelnen Bestlmmungen mlt konkreten Fortschritten für dle 

behinderten Menschen: Zu nennen ist hier elnmal dle Elnfuhrung 

elnes Behindertenpasses, der als Nachweis für die Inanspruch­

nahme von Rechten und Begunstigungen nach bundesgesetz 1 ichen 

Vorschrlften dlenen soll; es ist beabsichtlgt, den Gultlgkeits­

berelch dleses Dokuments durch Verelnbarungen mlt den Landern 

auf einen möglichst umfassenden Personenkreis auszuweiten. Mlt 

dieser Regelung wlrd es dann auch mögl ich seln, elner Ent­

schließung des Europarates aus 1975 nachzukommen und dem Abkom­

men über einen Europäischen Ausweis für Schwerbehinderte beizu­

treten, was bisher nicht der Fall sein konnte, weil es keinen 

einheltlichen nationalen Ausweis für schwerbehinderte Menschen 

gegeben hat. Bis heute gibt es nur Behindertenausweise ln 

einlgen Bundesländern sowie auf Bundesebene fur bestlmmte 

begünstlgte Behinderte wie nach dem Inval ideneinstell ungsge­

setz oder dem Krlegsopferversorgungsgesetz. Dieser empfindllche 

Mangel wird durch das neue Gesetz und anschließende Vereinba­

rungen mit den Ländern behoben werden. Ebenso wie der elnheit-

1 iche Ausweis stell t die Gewahrung einer Fahrpreisermäßigung 

für Zivilinvalide auf den Eisenbahn- und Kraftfahrlinien der 
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österrel.chischen Bundesbahnen und dem Linl.enverkehr der Post 

el.ne langjahrl.ge Forderung von Behindertenorganisatl.onen dar. 

Ich stehe dl.eser Forderung grundsatzlich POSl.tl.V gegenüber und 

strebe in dem zur Begutachtung ausgesandten Gesetzesentwurf an, 

diese Begünstigung auf weitere Gruppen schwerbehinderter Men­

schen auszudehnen, soferne sie bedürftig sind. Die Berücksich­

tigung von Einkommensgrenzen für eine Fahrpreisermäßigung 

scheint bei diesem neu begünstl.gten Personenkreis sozialpoli­

tisch vertretbar und l.st auch durch den Umstand ml.tbegründet, 

daß den österrel.chischen Bundesbahnen ein Einnahmenentgang bei 

den gemel.nwirtschaftlichen Leistungen vom Bund zu ersetzen 

ist. Hilfe für den genannten Personenkrel.s ist aber grundsätz­

lich von den Landern zu leisten; es ist bisher lel.der l.n lang­

jährl.gen Bemuhungen noch nicht möglich gewesen, von den 

Ländern el.ne entsprechende Finanzl.erungszusage zu erreichen. 

Weiters will ich von den neuen Bestl.mmungen des Gesetzesvor­

schlages noch die Ausgestal tung und Erweiterung des Soz ial­

Service besonders hervorheben. Mit dieser El.nrl.chtung soll dem 

Bedurfnis von Menschen in schwierigen Lebenslagen nach umfas­

sender Beratung, Betreuung und Hilfestellung Rechnung getragen 

werden. AnlaufsteIle für diese Dienstleistung sind die Bundes­

soz l.a lämter , wie dl.e Landesinvall.denamter kunftig heißen 

sollen, dl.e l.n den vergangenen Jahren ml.t ihren Sozialbera­

tungsdl.ensten bereits hinlänglich Erfahrung sammeln konnten. 

Dazu el.nl.ge Zahlen: In den Betreuungs- und Förderungsmaßnahmen 

insgesamt konnte in den 8Der-Jahren eine Steigerung von Jahr zu 

Jahr errel.cht werden, mit einer anfäng 1 ich sehr starken, zu­

letzt bei etwa 1D % liegenden Zuwachsrate. Im Jahre 1986 wurden 

1.327 Kontaktnahmen als Beratungsdienste durchgeführt und 

11.562 Betreuungen als Fbrderungsprüfungen nach dem Invaliden­

el.nstellungsgesetz vorgenommen. Diese Zahlen lassen den bereits 

jetzt sehr beachtll.chen Umfang, l.n welchem diese Aufgaben von 

den Landesinval idenamtern wahrgenommen werden, erkennen. Dl.e 
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vom Bundesm1nister1um für Arbeit und Soziales und den Bundes­

sozialämtern eingerichteten Soz1al-Servicestellen haben - neben 

den schon aufgeze1gten Funktionen fur eine Fruherkennung bzw. 

Früherfassung von Behinderungen - als Wegweiser, Berater und 

auch als Vermittler zW1schen den Hilfesuchenden und den zustan­

digen Behörden, den Interessensvertretungen, Vereinen etc. zu 

fungieren. Im Rahmen des Sozial-Service wird derzeit eine 

umfassende Dokumentation aller auf dem Markt befindlichen 

orthopädischen Behelfe und sonstigen Hilfsmittel aufgebaut. 

Eine zentrale Beratungsstelle soll nicht nur den Behinderten, 

sondern auch 1ntereSS1erten Fachleuten sachbezogene Auskunfte 

erteilen. Damit soll erreicht werden, daß der Behinderte nach 

w1rtschaft 1 ichen Grundsatzen die bestmögl iche Ausstat tung 

erhalt. 

In diesem Zusammenhang kann ich auch darauf h1nwe1sen, daß 

der zeit versuchsweise Regel ungen e1ngeführt werden, alle Le1-

stungen, die das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales den 

behinderten Menschen anb1eten kann, in einer Hand zu konzen­

trieren. Dabe1 soll wahrend des gesamten Betreuungsvorganges 

jeweils e1n M1tarbe1ter Ansprechpartner und Bezugsperson für 

den K11enten se1n. Unklare oder wechselnde Zustand1gke1ten 

sowie alle Formen von Doppelarbeit sollen auf d1ese Weise 

vermieden werden. So sind bereits an einigen Arbe1tsamtern 

Berater der Landesinval idenamter tätig, d1e neben sämt11chen 

Leistungen der Landesinvalidenämter auch Maßnahmen der Arbeits­

marktförderung anbieten. In R1chtung dieses Beisp1eles der 

engeren Zusammenarbei t werden die Bemühungen fortgesetzt 

werden, die Hilfeleistungen für d1e behinderten Menschen leich­

ter zugänglich zu machen, besser erreichbar in räumlicher und 

sach11cher Hinsicht. Aufgabe einer modernen Rehabilitat10n muß 

es auch sein, durch eine individuelle nachgehende Betreuung den 

beh1nderten Arbeitnehmer auf seinem Arbeitsplatz zu unter­

stützen, um eine dauerhafte Beschäftigung zu sichern. Auch das 

ist eines der Grundanl iegen, welchen das neue Gesetz d1enen 

soll. 
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Und schließlich soll mlt dlesem Gesetz der bestehende Invall­

denfursorgebelrat ausgebaut und als umfassender Bundesbehinder­

tenbeirat neu errichtet werden. Die Vlelfältigkeit der Kompe­

tenzen und die Vielfalt der Behinderungen - und damit auch die 

breite Palette der zahlreichen, durchaus berechtigten Gruppen­

interessen - erfordert die ständige Abstimmung der sozialpoli­

tischen Maßnahmen zWlschen den polltisch Verantwortlichen, den 

Rehabilitationstragern und den Organisationen der Betroffenen. 

Dieser Beirat soll den Bundesminister fur Arbeit und Soziales 

in allen grundsätzllchen Fragen der Behindertenpolitik beraten, 

er soll Gutachten und Stellungnahmen zu allen wlchtlgen Behln­

dertenangelegenheiten abgeben und bel der Koordinlerung der 

gesetzllchen und sonstigen Maßnahmen der Behindertenhilfe 

mltwirken. In diesem Beirat werden alle reprasentativen Behln­

dertenverbande vertreten seln, sodaß die Zusammenarbelt mlt den 

Interessenvertretungen der behinderten Menschen künftlg auf 

noch brelterer Grundlage geschehen wird. 

Ich mochte 

nämlich auf 

auf ein anderes legistlsches Vorhaben ubergehen, 

die weitere Gel tung des Inval ideneinstellungsge-

setzes 1969. Bekanntllch ist ja dieses Gesetz, das einen zen­

tralen und unverzichtbaren Platz in der Behlndertenpolltik des 

Bundes einnlmmt, durch eine Verfassungsbestlmmung ml tAblauf 

des 31. Dezember 1989 befristet. In der Reglerungserklärung ist 

festgehalten, daß der Weiterbestand dieses Gesetzes gesichert 

wird. Derzeit sind die Verhandlungen zwischen den Regierungs­

parteien noch nicht abgeschlossen, ln welcher Form und mit 

welchen Änderungen dieser Weiterbestand erfolgen wird. Meine 

Vorstellung geht jedenfalls dahin, daß nach dem Erreichen eines 

inhaltlichen Konsenses dle jetzt im Invalldeneinstellungsgesetz 

geregelte Materie in das Bundesbehindertengesetz ubernommen 

werden soll. Diese Vorgangswelse wurde auch den Weg der Syste­

matisierung und Vereinheitllchung der für dle behlnderten 

Menschen relevanten Rechtsquellen eln weiteres stück fort­

setzen. 
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An inhaltl~chen Verbesserungen soll der Katalog der Förderungs­

möglichkeiten aus dem Ausgleichstaxfonds an die geänderten 

Bedurfnisse angepaßt und erweitert werden. Ein besonderes 

Anliegen 1st mir aber auch, eine verstärkte Förderung jener 

Schwerbehinderten herbeizuführen, die eine selbstandige Er­

werbstätigkeit anstreben. Bereits nach der derzeitigen Rechts­

lage können im Einzelfall Förderungen bis zu 450.000 S dazu 

gewährt werden. Dies gllt insbesondere für den Erwerb von 

Tabakverschleißgeschäften. Zu begrüßen ist die Bereitschaft 

einiger Gebietskörperschaften, geeignete Geschäftslokale behin­

derten Personen, die ja ~ln Vorzugsrecht genießen, zu er­

schwinglichen Konditionen anzubieten. Bisher scheitert ln 

vlelen Fällen dle Aufnahme einer selbständigen Erwerbstatigkeit 

in dieser Sparte an der Höhe der verlangten Ablösesummen. Wlr 

werden daher unsere Bemühungen weiterhin lntensivieren müssen, 

Behlnderten den Zugang zu einer selbstandigen Erwerbstätigkeit 

zu erleichtern. 

Eine andere Angelegenheit blldet die immer wleder an mlch 

herangetragene Forderung nach Einfuhrung einer Verslcherung fur 

Pf legefälle • Ich möchte dazu nur wiederholen, daß fur diesen 

Berelch ln unserem föderalistischen Verfassungssystern elne 

klare Kompeten7.abgrenzung zwischen Bund und Landern besteht. 

Die gesetz 1 iche Krankenversicherung hat dle Aufgabe, für die 

Versicherungsfalle der Krankheit Vorsorge zu treffen. Solange 

dieser Versicherungsfall der Krankheit besteht, gibt es ohne 

Rücksicht auf die Dauer Anspruch auf die Leistungen aus der 

Krankenversicherung. Wenn allerdings dle Notwendigkelt einer 

ärztlichen Behandlung und damit der Versicherungsfall der 

Krankheit nicht mehr gegeben ist, darf die Krankenversicherung 

fur dle Kosten der Pf 1 egebedürftlgkei t nicht mehr aufkommen. 

Bel Fehlen entsprechender Eigenmlttel liegt die Kostenübernahme 

dafür im Aufgabenbereich der Länder. Diese Lasten können nun 

slcherlich nicht ohne welteres dem Bund bzw. der gesetzlichen 

Krankenversicherung zugemutet werden. Deshalb glbt es in eini-
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gen Bundeslandern überlegungen - ich nenne h1er das Land Salz­

burg, we1l dort bereits ein konkreter Gesetzesvorschlag (Pfle­

gegesetz ) 1n der Landesregierung ausgearbe1tet wird e1ne 

obI igator1sche Abgabe al s Sicherstellung fur Pf legebedürftig­

keit durch Landesgesetz einzuführen. Das Ergebn1s der Beratun­

gen und Entscheidung des Salzburger Landtages soll in dieser 

Frage zunächst abgewartet werden und dann dahingehend zu beur­

teilen sein, ob damit neue Gesichtspunkte fur die Bundespolitik 

hervorgetreten sein könnten. 

Die ständige Pflegebedürftigkeit eines Menschen fuhrt aber auch 

zu anderen, schwerw1egenden Problemstellungen. 

Neben den mehr oder minder bewährten, stat10naren Langze1tein­

r1chtungen für Pflegebedurftige mussen neue Modelle der offenen 

und teilstat10nären Pflege und Betreuung erarbeitet werden. 

Dabe1 wird dem Verble1b 1m Famil1enverband, wo 1mmer e1n 

solcher möglich ist, der Vorzug vor anderen Betreuungstypen zu 

geben se1n. Die Unterbringung 1n speziellen E1nr1chtungen der 

Behindertenhilfe soll daher nur dann vorgenommen werden, wenn 

es die Eigenart oder Schwere der Beh1nderung bzw. die soziale 

Situation notwendig macht. 

Im Slnne dieser Zielsetzung plant die Bundesregierung auch die 

baldige E1nführung der folgenden Maßnahmen: 

1. Eine Verlängerung des Karenzur laubes und des Bezuges von 

Karenzurlaubsgeld für die Eltern von schwerstbeh1nderten 

Kindern; 

2. jene Personen, die schwerstbehinderte Kinder zu Hause pfle­

gen, sollen sich zu einem begünstigten Beitragssatz in der 

Pensionsversicherung nach dem ASVG versichern lassen können, 

um damit auch d1esem Personenkreis eine Altersversorgung zu 

garantieren. 

Es steht außer Frage, daß die Betreuung e1nes ge1st1g oder 

psychisch Behinderten oder eines pflegebedürftigen Angeh6rigen 

für die Familie eine starke, in manchen Fällen auch übergroße 
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Belastung darstellt. Solche Familien bedurfen daher der Hilfe 

und Entlastung durch die Allgemeinhel.t. Dl.ese Hilfen können 

f l.nanz ieller Natur sein, aber auch darl.n bestehen, daß die 

Familienmitgll.eder des Behinderten geziel ter beraten werden. 

Einer weiteren Verstärkung in der Quall.tät solcher Beratungs­

dienste wird also für die Lebenssituatl.on der von Behinderungen 

direkt oder indirekt betroffenen Menschen wesentliche Bedeutung 

zukommen. Auch in diesem Zusammenhang kann ich meine Auffassung 

unterstreichen, daß mit dem neuen Bundesbehindertengesetz el.n 

zukunftsweisender Schritt in der modernen Behindertenhilfe 

gesetzt werden kann. 

Abschließend will ich noch darauf hinweisen, daß in der Regie­

rungserklärung el.n umfassendes Konzept der Behl.ndertenhilfe und 

Rehabill.tation angekündigt worden ist. Dieses Papier wird el.ne 

aktuelle und fortschrittliche Grundlage für die Gestaltung 

aller Berel.che darstellen, auf die sich Hilfe fur und mit den 

behl.nderten Menschen heute bez iehen muß, und als Rl.chtschnur 

der weiterentwicklung unserer Behindertenhilfe dienen. Aller­

dings kann el.ne solche Zl.elsetzung nl.cht als eine Aufgabe der 

Bundesregierung allel.n gesehen werden. Es wird auf die Bemühun­

gen der Gebietskörperschaften, der anderen Rehabilitatl.ons-

träger, 

pflege, 

der verschl.edenen El.nrichtungen der frel.en Wohlfahrts­

nl.cht zuletzt auf jeden einzelnen Staatsbürger ankom-

men. Sie alle sl.nd aufgerufen, ihren Beitrag fur das gemeinsame 

Zl.el zu lel.sten, nämlich den behinderten Menschen die bestmög­

liche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben sowie an der sozia­

len und wirtschaftlichen Entwicklung unseres Landes zu sichern. 

D a I I i n ger eh. 
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